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Basis Der BaWü-Check ist eine 
Umfrage von Zeitungen im 
Südwesten, die das Institut 
für Demoskopie Allensbach 
durchführt. Insgesamt beteili-
gen sich 45 Tageszeitungen.

Zeitraum Von 16. bis 30. April 
2025  wurden in Baden-Würt-
temberg 1023 Menschen in 
einem repräsentativen Quer-
schnitt der  baden-württember-
gischen Bevölkerung ab 
18 Jahren befragt. Die Befrag-
ten sind Mitglieder eines On-
line-Panels, die Stichprobe 
wurde durch eine nach Ge-
schlecht, Alter, Schulabschluss 
und Regierungsbezirk ge-
schichtete Zufallsauswahl ge-
zogen.  Die Stichprobe wurde 
gewichtet, dabei orientierte 
man sich am Mikrozensus 
2023.

Fragebogen Die für die Befra-
gung ausgewählten Personen 
bekamen per E-Mail eine Einla-
dung zur Teilnahme und füll-
ten einen Online-Fragebogen 
mit 14 Fragen aus. ang

BaWü-Check

n Von Annika Grah

Stuttgart. Es sind deutliche 
Worte, die der Kommandeur 
des Landeskommandos der 
Bundeswehr in Baden-Würt-
temberg,  Michael Giss,   immer 
wieder in den Mund nimmt.  „Es 
muss jedem hier klar sein, dass 
wir in einem Zielland eines 
Gegners leben“, sagte er erst 
vergangene Woche bei einer 
Veranstaltung im Landtag. 
Und: Er sei sicher, dass manche 
Rakete in Kaliningrad Stuttgart 
in ihrem Zielcomputer habe. 
„Das ist hier ein lohnendes mi-
litärisches Ziel“, sagt Giss mit 
Blick auf die hiesige Auto-
industrie. 

 Solche Szenarien  scheinen 
in der breiten Bevölkerung erst 
langsam anzukommen.  So ist 
im aktuellen BaWü-Check, der 
Umfrage des Allensbacher Ins-
tituts für Demoskopie im Auf-
trag baden-württembergischer 
Tageszeitungsverlage, abzu-
lesen, dass neben wirtschaftli-
chen Sorgen um Inflation und 
Gewalt zwar auch die unbere-
chenbare Lage in Europa eine 
Rolle spielt. In der repräsenta-
tiven Umfrage beantworten im 
April 1023 Menschen ab 18 Jah-
ren Fragen rund um Zivilschutz 
und Verteidigungsbereit-
schaft.  Aber nur 44 Prozent 
fürchten, dass Deutschland in 
militärische Konflikte hinein-
gezogen werden könnte. 

Hört man dem Landeskom-
mandeur Giss zu,  gibt es längst 
Vorboten dafür: „Die hybride 
Angriffsphase Russlands läuft, 
und das schon länger“, sagte er 
schon Anfang des Jahres. Damit 
sind die Drohnensichtungen 
über Militärgeländen in 
Deutschland gemeint, physi-
sche Ausspähversuche von 
Menschen, die sich so genannte  
kritische Infrastruktur an-
schauen, die zentral ist für die 
Energieversorgung in Deutsch-
land, aber auch die steigende 
Zahl der Cyberangriffe auch auf 
Behörden, die das Innenminis-
terium vermerkt. Erst jüngst 
wurde die Webseite der Stadt 
Stuttgart Ziel einer Attacke – 
der Angriff  wird einer Gruppe 
mit prorussischem Hinter-
grund zugeordnet. 

Seit einigen Monaten ist  
Giss deshalb im Land unter-
wegs, um aufzurütteln. Wer 
ihm zuhört, bekommt ein un-
gefähres Bild davon, von wel-
chen Szenarien die Bundes-
wehr ausgeht. Seit vergange-
nem Jahr gibt es einen soge-
nannte Operationsplan 
Deutschland, der regelt, wie 
Bundeswehr und zivile Behör-
den im Falle eines Angriffs  zu-
sammenarbeiten. Darin geht 
die Bundeswehr nicht davon 
aus, dass Deutschland – wie im 
Kalten Krieg – ein Frontstaat 
sein könnte. Vielmehr würden 

im Falle eines Angriffs auf die 
Ostflanke der Nato  Truppen 
von hier aus  unterstützt. In 
einer ersten Welle, skizzierte 
Giss jüngst bei einer Veranstal-
tung im Landtag, wären das 
800 000 Soldaten in zwei Mona-
ten, die mit ihren Fahrzeugen 
durch Deutschland rollen wür-
den: „Das wird in unser Alltags-
leben massiv eingreifen.“

In der Landesregierung 
scheint das inzwischen zu ver-
fangen.  Anfang April organi-
sierte Innenminister Thomas 
Strobl (CDU) eine Gesprächs-
runde mit Landkreisen und 
Vertretern von Kommunen. 
„Wir müssen uns verteidi-
gungsfähig machen“, sagte 
Strobl. „Heute bereuen wir es 
schmerzlich, dass wir nach dem 
Ende des Kalten Krieges viele 
Strukturen der militärischen 
und der zivilen Verteidigung 
abgebaut haben.“ 

Die tatsächliche Kriegsge-
fahr  wird von vier von zehn Ba-
den-Württembergern als wahr-
scheinlich oder eher wahr-
scheinlich erachtet.  Knapp die 
Hälfte (47 Prozent) hält es für 
eher oder sehr unwahrschein-
lich, dass Deutschland in den 
nächsten Jahren in einen Krieg 
verwickelt wird. Der Rest ist un-
entschieden. Dreiviertel der 
Menschen  fühlen sich sicher 
oder sehr sicher in Baden-
Württemberg. Gleichzeitig sind 
nur 38 Prozent der Meinung, 
dass Baden-Württemberg gut 
oder sehr gut auf Krisen- oder 
Katastrophenfälle vorbereitet 
ist. 51 Prozent sehen das nicht 
so; der Rest ist unentschieden. 

Neun von zehn Baden-
Württembergern halten es des-
halb für essenziell, dass das 
Land Notfallpläne ausarbeitet, 
damit die Gesundheitsversor-
gung im Katastrophenfall si-
chergestellt ist. Ungefähr eben-
so viele finden wichtig, dass 
Polizei, Feuerwehr und Techni-
sches Hilfswerk besser ausge-
stattet  oder dass Einsatzkräfte 
regelmäßig aus- und weiterge-
bildet werden. 86 Prozent hät-
ten gern, dass der Staat einen 
Medikamentenvorrat aufbaut, 
75 Prozent finden, dass das 
Land auch einen Lebensmittel-
vorrat für die Bevölkerung auf-
bauen sollte.  Zwei Drittel fin-
den außerdem, dass der Staat 
mehr Schutzräume und Bunker 
schaffen sollte. Gleichzeitig 
wünschen sich 78 Prozent re-
gelmäßige Notfallübungen von 
Behörden und Hilfsorganisa-
tionen. 73 könnten sich Katast-
rophenschutzübungen auch 

am Arbeitsplatz und in Schulen 
vorstellen. 

Doch es ist nicht so, als ob 
sich die Bürger in puncto Kri-
senvorsorge nur auf den Staat 
verlassen würden: 58 Prozent 
der Befragten  geben an,   mit 
ihren Lebensmitteln im Notfall 
zehn Tage durchzukommen, 
etwas mehr als die Hälfte  hat 
einen Vorrat an Medikamenten 
zuhause. 64 Prozent hätten im 
Falle eines Stromausfalls Ker-
zen, Teelichter und Streichhöl-
zer zur Hand. Doch für eine län-
gere Krise ist die Mehrheit 
nicht gewappnet.  Knapp die 
Hälfte weiß,  ob es in ihrer Re-
gion Schutzräume für den 
Ernstfall gäbe. 13 Prozent wür-
den tatsächlich auch Schutz 
finden. Der Rest weiß darüber 
nicht Bescheid. Das Innenmi-
nisterium hatte zuletzt landes-
weit noch 220 öffentliche 
Schutzräume mit etwa 176 000 
Plätzen gezählt. 

Die Selbsthilfefähigkeit der 
Bevölkerung müsse wieder ak-
tiviert werden, fordert der stell-
vertretende Landesbeauftragte 
des Technischen Hilfswerks in 
Baden-Württemberg, Olaf 
Sandmann. „Der Staat hilft 
dem Bürger, wenn er die ent-
sprechenden Prioritäten und 
Kapazitäten hat“, sagte er.

Geht es um die Frage, im 
Falle eines Angriffs das Land zu 
verteidigen, ist nur jeder Vierte 
bereit, selbst  zur Waffe zu grei-
fen. Ebenso viele sind unent-
schlossen und 52 Prozent der 
Menschen wären nicht bereit, 
zu kämpfen. Ein Pflichtjahr 
oder die Reaktivierung der 
Wehrpflicht würden  dreiviertel 
der Befragten begrüßen. Aller-
dings sind die meisten (54 Pro-
zent) für ein verpflichtendes 
Dienstjahr mit der Option, zwi-
schen Bundeswehr und sozia-
lem Bereich zu wählen. 14 Pro-
zent sind dagegen, acht Pro-
zent unentschieden.  60 Pro-
zent der  Befragten  finden, dass 
eine Wehrpflicht auch  für Frau-
en gelten sollte.  
→ Leitartikel

Ist das Land für den Ernstfall gewappnet?
Die  Inflation treibt die Menschen im Südwesten noch mehr um 
als die Kriegsgefahr. Dabei warnen Militärs vor ersten Vorboten. 

Panzer und Militärfahrzeuge auf einer Autobahn sind ein Bild, das in den Szenarien der Bundeswehr 
als wahrscheinlich angesehen wird. Foto: IMAGO/BildFunkMV

„Es ist noch nicht 
jedem klar, in 
welcher Lage wir 
in Deutschland 
und West­europa 
insgesamt sind.“
Michael Giss, 
Landes­kommandant 
Bundeswehr

 Foto: Lichtgut/Max Kovalenko
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Das beschäftigt die Menschen im Land
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Alle Angaben in Prozent

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

Dasmacht mir große Sorgen:

die Preissteigerungen, die Inflation 54
49

47

44

44

42

41

40

38

32

31

31

26

21

21

dass die Lage in Europa und der Welt immer unberechenbarer wird

die wirt iche Lage in Deutschland

dass Gewalt und Kriminalität zunehmen

dass Deutschland in militärische Konflikte hineingezogen werden könnte

dass die AfD so stark ist

dass die politische Stabilität in Deutschland abnimmt

die Flüchtlingssituation in Deutschland

der Klimawandel

dass es verstärkt zu Naturkatastrophen und Extremwetterlagen kommt

die allgemeine Unsicherheit, wie es weitergeht

dass ganze Industriezweige aus Deutschland verschwinden könnten

dass man als Unbeteiligter Opfer einer plötzlichen Gewalttat wird

verstärkte Hackerangriffe auf wichtige Einrichtungen oder Unternehmen

die Staatsverschuldung

Wären Sie im Falle eines Angriffs bereit,
Deutschlandmit der Waffe zu verteidigen?

nicht bereit

bereit

unentschieden

insgesamt

Männer

Frauen

52 24 24

42 34 24

61 14 25

Wehrpflicht oder Dienstjahr – was davon
fänden Sie besser? Es sollte in Deutschland
eingeführt werden:

Einmal angenommen, die Wehrpflicht
wird wieder eingeführt. Sie sollte gelten:

nur für Männer

auch für Frauen

unentschieden

insgesamt

Männer

Frauen

22 60 18

20 65 15

23 55 22

Gut
33

Sehr gut
5

%

Gar nicht gut
12

Weniger
gut
39

11
Unentschieden

Was glauben Sie, wie gut wäre
Baden-Württemberg auf einen Krisen-
oder Katastrophenfall vorbereitet?

18- bis 29-
Jährige

insgesamt

16

22

54

8

27

14

48

11Unentschieden

die Wehrpflicht

ein verpflichtendes
Dienstjahr bei der
Bundeswehr oder

im sozialen Bereich

nichts davon

Vorrat an Kerzen, Teelichtern (inklusive Streichhölzer/Feuerzeug) 64
58

52

49

40

36

29

Vorrat an Lebensmitteln für mindestens 10 Tage

Vorrat an Medikamenten

Reservebatterien, Ladestation (Powerbank)

Vorrat an Trinkwasser für mindestens 10 Tage (kein Leitungswasser)

Feuerlöscher

Heizmöglichkeiten ohne Strom, z. B. Brennholz, Kohle- oder Holzofen

Es gibt offizielle Empfehlungen, wieman sich für Katastrophen und Notfälle
vorbereiten kann. Was davon haben Sie zuhause?
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